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BEKANNTMACHUNG 
 
 
 
Vollzug des Gesetztes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist; 
Antrag der DS Smith Paper Deutschland GmbH auf Planfeststellung gemäß § 65 Abs. 1 
UVPG zur Errichtung und Betrieb einer Rohrleitung zum Befördern von Wasser aus 
dem Main (Entnahmestelle bei Main-km.: 84,200) zur Betriebsstätte Weichertstr. 7, 
63741 Aschaffenburg (Wasserfernleitung) sowie Errichtung und Betrieb einer neuen 
Abwasserleitung von der Betriebsstätte Weichertstr. 7, 63741 Aschaffenburg zur 
bestehenden Einleitungsstelle bei Main-km.: 84,135; 
Öffentliche Bekanntmachung des Planfeststellungsbeschlusses gemäß § 27 Abs. 1 
Satz 1 UVPG, § 1 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist, Art. 78a Satz 1 
Nr. 3 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 2010-1-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch § 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 570) und durch § 1 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 599) geändert worden ist, i.V.m. Art. 74 
Abs. 5 Satz 2 BayVwVfG 
 
 
Mit Planfeststellungsbeschluss der Stadt Aschaffenburg vom 06.02.2025, AZ. 6/61-bl ist der 
Plan der DS Smith Paper Deutschland GmbH zur Errichtung und Betrieb einer Rohrleitung 
zum Befördern von Wasser aus dem Main (Entnahmestelle bei Main-km.: 84,200) zur 
Betriebsstätte Weichertstr. 7, 63741 Aschaffenburg (Wasserfernleitung) sowie Errichtung und 
Betrieb einer neuen Abwasserleitung von der Betriebsstätte Weichertstr. 7, 63741 
Aschaffenburg zur bestehenden Einleitungsstelle bei Main-km.: 84,135 festgestellt worden. 
 
 

I. 
Umfang der geplanten Maßnahmen 

 
Der Plan hat die Errichtung und den Betrieb einer Rohrleitung zum Befördern von Wasser aus 
dem Main (Entnahmestelle bei Main-km.: 84,200) zur Betriebsstätte Weichertstr. 7, 63741 
Aschaffenburg (Wasserfernleitung) sowie Errichtung und Betrieb einer neuen Abwasserleitung 
von der Betriebsstätte Weichertstr. 7, 63741 Aschaffenburg zur bestehenden Einleitungsstelle 
bei Main-km.: 84,135 zum Inhalt. Die Leitungen haben jeweils eine Länge von ca. 4,5 km. 
 
Die beiden Rohrleitungen können jeweils sowohl zur Förderung von Wasser aus dem Main, 
als auch für Abwasser genutzt werden. Diese Rohrleitungen stellen sog. Wasserfernleitungen 
i. S. d. Nr. 19.8.2 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
dar, da sie eine Länge von mehr als 2 km aufweisen und sich über zwei Gemeindegebiete 
erstrecken (kreisfreie Stadt Aschaffenburg und Gemeinde Mainaschaff im Landkreis 
Aschaffenburg). 
 
Der Plan sieht umfangreiche landschaftspflegerische Maßnahmen, insbesondere 
Ausgleichsmaßnahmen für die mit der Baumaßnahme verbundenen Eingriffe in Natur und 
Landschaft, artenschutzrechtlich bedingte Maßnahmen, sowie Vermeidungsmaßnahmen 
entlang der Trasse vor. 
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II. 
Verfügender Teil 

 
1. Der Plan für die Errichtung und den Betrieb einer Rohrleitung zum Befördern von 

Wasser aus dem Main (Entnahmestelle bei Main-km.: 84,200) zur Betriebsstätte 
Weichertstr. 7, 63741 Aschaffenburg (Wasserfernleitung) sowie Errichtung und Betrieb 
einer neuen Abwasserleitung von der Betriebsstätte Weichertstr. 7, 63741 
Aschaffenburg zur bestehenden Einleitungsstelle bei Main-km.: 84,135 einschließlich 
der sich aus dem Landschaftspflegerischen Begleitplan ergebenden Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen wird festgestellt. 
 

2. Vom Abdruck der Liste der dem Plan zugrundeliegenden Unterlagen wird abgesehen. 
 

3. Dem Vorhabensträger werden Auflagen erteilt. 
 

4. Über vorgetragene Einwendungen, Forderungen und Anträge wird entschieden. 
 

5. Die erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnisse zum Einbringen von Bauteilen in das 
Grundwasser sowie zur Bauwasserhaltung werden unter bestimmten Auflagen erteilt. 
 

6. Verschiedene weitere Verfügungen und Nebenbestimmungen werden getroffen und 
Hinweise aufgeführt. 
 

 
III. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg 
in 97082 Würzburg 
 
Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg 
Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1 
Form. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
 
 
 

http://www.vgh.bayern.de/
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IV. 
Hinweis zur Auslegung des Plans 

 
Der Planfeststellungsbeschluss wird dem Träger des Vorhabens (DS Smith Paper 
Deutschland GmbH), den Vereinigungen i.S.d. Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG, über deren 
Stellungnahme entschieden worden ist, und denjenigen, über deren Einwendungen 
entschieden worden ist, individuell mit Rechtsbehelfsbelehrung zugestellt (Art. 74 Abs. 4 Satz 
1 BayVwVfG). 
 
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses wird mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
und einer Ausfertigung des festgestellten Planes zwei Wochen bei der Stadt Aschaffenburg 
und der Gemeinde Mainaschaff zur Einsicht ausgelegt; Ort und Zeit der Auslegung werden 
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Zeitgleich werden diese Bekanntmachung und die zur Einsicht ausgelegten Planunterlagen 
auch auf folgender Internetseite der Planfeststellungsbehörde (Stadt Aschaffenburg) 
zugänglich gemacht: 
 

 https://www.aschaffenburg.de/Buerger-in-
Aschaffenburg/Buergerbeteiligung/Bauleitplanverfahren-und-staedtebauliche-
Planungen/Aktuelle-Beteiligungsverfahren/DE_index_4905.html  

 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss auch gegenüber allen Betroffenen, die 
keine Einwendungen erhoben haben, und gegenüber den Vereinigungen i.S.d. Art. 73 Abs. 4 
Satz 5 BayVwVfG, die sich im Verfahren nicht geäußert haben, als zugestellt (Art. 74 Abs. 4 
Satz 4 BayVwVfG). 
 
Unabhängig von der öffentlichen Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses können die 
festgestellten Planunterlagen bei der Planfeststellungsbehörde (Stadt Aschaffenburg) 
eingesehen werden. Im Übrigen besteht die Möglichkeit, den Planfeststellungsbeschluss und 
die Planunterlagen auf der Internetseite der Stadt Aschaffenburg (www.aschaffenburg.de) 
abzurufen. 
 
Soweit der Planfeststellungsbeschluss individuell zugestellt wird, richtet sich der Beginn der 
Rechtsbehelfsfrist nicht nach den Vorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, sondern 
nach Maßgabe der Vorschriften über die individuelle Zustellung. 
 
 
Aschaffenburg, 25.03.2025 
STADT ASCHAFFENBURG 
 
 
 
Jürgen Herzing 
Oberbürgermeister 
 
 


